
19 "Beiblatt Beiblatt_~ur Parlamentskorrespondenz. 30.März 1949. 

32l/J Anfrage 

der AbgoH ans, M a t tt Gei ß 1 i n ger, G r u b hof e rund 

Genossen 

an den ]undesminister für Inneres, 

betreffend die Frage der Einstellung von Söhnen ehemaliger National

sozialisten bei der ExekutiveQ 

-.-Q~.-

Den unterzeichneten Abgeordneten wind zahlreiche Fälle bekannt, 

wo Ansuchen von ;ugendlichen Bewerbern um Einstellung zur Polizei oder 

Gendarmerie von Seiten des Innenministeriums deswegen abgelehnt werden, 

weil ihre Väter der NSDAP ~der einer ihrer Gliederungen angehört haben. 

Die Bewerber selbst sind durchwege politisch unbelastet und entsprechen 

auch eonst allen Anforderungen, die zur Einstellung in die Exekutive 

notwendig sind. 

Ein besondere krasser Fall iat aber, wenn ein solcher Bewerber 

aus gleichen Gründen ab~ewiesen wird, obwohl Bein Vater selbst ~ls Minder

belasteter auf Grund einer Entscheidung der zuständigen Uberprüfungs

kommission nach vorübergehender kurzer Ausserdienststellung wieder zam 

Polizei dienst herangezogen ~1st. 

Da die unterz~ichneten Abgeordneten der Auffassung sind, dass weder 

aus rechtlichen noch aus menschlichen Gründen gutgeheissen werden kannt dass 

~gendliche für das politische Verhalten ihrer Eltern in der Vergangenheit 

verantwortlich gemacht werden sollen, erlauben eie sicht an deI! rtel-rn Bundes

minister für Inneres die 

Anfrage 

zu richten, ob ihm 

1. diese Tatsache uekannt iat und ob er 

28 bereit ist, künftighin die bisher geübte Praxis bei der Einstellung 

von jugendlichen Bewerbern in den Dienst der Exekutive einer Revision 

zu unterziehen. 
_._._._ ..... _~ttJa 

321/J V. GP - Anfrage (gescanntes Original) 1 von 1

www.parlament.gv.at




